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Antrag der Fraktion der FDP 

Gewerbegebiete und Wohnbebauung nicht gegeneinander ausspielen – Lösungen 
im Dialog mit Kleingartenvereinen finden! 

Die Stadtgemeinde Bremen verfügt nur über eine begrenzte Reserve an Flä-
chen für die Gewerbe- und die Wohnbebauung. Dabei ist die wachsende Stadt 
Bremen auf zusätzliche Wohnungen, Reihen- und Einfamilienhäuser sowie 
weiterer Gewerbeflächen als wachsende Stadt dringend angewiesen.  

Um den zusätzlichen Bedarf an Flächen zu decken, kommen unter anderem 
bisher als Kleingartengebiete ausgewiesene Flächen in Frage. Dies wird be-
sonders durch den Umstand begünstigt, dass in der Stadtgemeinde Bremen 
einzelne Flächen in Kleingartengebieten brachliegen oder tatsächlich nicht 
mehr genutzt werden. So ist eine Arrondierung möglich, ohne dass die Klein-
gärtnerinnen und Kleingärtner auf tatsächlich genutzte Fläche verzichten 
müssten. 

Den Kleingartenvereinen wurde in der Vergangenheit vom Senat und vom zu-
ständigen Ressort allerdings nicht immer auf Augenhöhe begegnet. Statt sie 
umfassend in die Vorschläge und Entscheidungen mit einzubinden und anzu-
erkennen, dass sie wichtige Akteure mit berechtigten Interessen und eigenen 
Rechten sind, wurde ihnen nur punktuell Gehör geschenkt.  

Um Lösungen für eine sinnvolle, bedarfsgerechte Arrondierung der Kleingar-
tenflächen und eine Ausweisung zusätzlicher Bauflächen zu erarbeiten, ist es 
sinnvoll, in einem Lenkungsausschuss einen konkreten, gebietsbezogenen 
Vorschlag zu erarbeiten. Dieser Vorschlag soll die Interessen von Stadtentwick-
lung und Kleingärtnern in Einklang bringen und den beteiligten Akteuren die 
Mitgestaltung garantieren. Zusätzlich ist es wichtig festzuschreiben, dass das 
Aufgeben von Flächen seitens der Kleingärtner auch zu einer angemessenen 
finanziellen Entschädigung führt. 

Die Stadtbürgerschaft möge beschließen: 

Die Stadtbürgerschaft fordert den Senat auf, 

1. einen Lenkungsausschuss gemeinsam mit den Vertretern der Klein-
gärtner, der Stadtplanung und der Fraktionen mit einer entsprechen-
den Arbeitsstruktur zu initiieren, der innerhalb von zwölf Monaten ei-
nen Vorschlag erarbeitet, wie in Bremen Kleingartengebiete zur weite-
ren Stadtentwicklung herangezogen werden können.  

2. bei der Erarbeitung des Vorschlages ist insbesondere darauf zu achten, 
dass sich die Interessen der Wohn-, der Gewerbeentwicklung und der 
Kleingartennutzung gleichberechtigt wiederfinden. 

3. bei der Erarbeitung des Vorschlages ist dem Gedanken der Arrondie-
rung von Kleingartengebieten besondere Rechnung zu tragen.  

4. grundsätzlich ist auf angemessene Entschädigungen bei der Neuord-
nung der Kleingartengebiete zu achten.  

Rainer W. Buchholz, Dr. Magnus Buhlert, Lencke Steiner 
und Fraktion der FDP 
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